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Kurzfassung

Als Nachvollzug des am 1. Januar 2009 in Kraft getretenen neuen Bundesgesetzes vom 17. Juni
2005 Uber das Bundesgericht (Bundesgerichtsgesetz)' ist die Rechtsschutzbestimmung in § 33
Absatz 6 des Vertrags zwischen den Kantonen Aargau, Basel-Landschaft, Basel-Stadt und Solo-
thurn Gber die Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW) vom 9./10. November 20042 anzupas-
sen.

Ebenfalls aus Griinden des Rechtsschutzes werden im Weiteren drei organisatorische Bestim-
mungen der Beschwerdekommission praziser geregelt. So werden neu die fur die Gultigkeit ei-
nes Entscheides erforderliche Mindestzahl der Kommissionsmitglieder genannt (§ 33 Abs. 4), die
rechtliche Grundlage fur das interne Reglement der Beschwerdekommission verankert (§ 33
Abs. 2°%) und die Unentgeltlichkeit der Entscheide in personalrechtlichen Streitigkeiten festge-
legt (§ 33 Abs. 5°5).
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Sehr geehrter Herr Prasident
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir unterbreiten lhnen nachfolgend Botschaft und Entwurf Gber die Fachhochschule Nordwest-
schweiz (FHNW) zur Anderung des Staatsvertrags betreffend Beschwerdekommission und
Rechtsweggarantie

1. Ausgangslage

Die Prasidentin der Beschwerdekommission der Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW) hat
2008 das Erziehungsdepartement des Kantons Basel-Stadt im Rahmen seiner damaligen Vorsitz-
funktion far den Bildungsraum NWCH darauf aufmerksam gemacht, dass der Ausschluss der
Weiterziehbarkeit der Beschwerdeentscheide Giber das Ergebnis von Prifungen gemass § 33 Ab-
satz 6 Satz 1 des Vertrags zwischen den Kantonen Aargau, Basel-Landschaft, Basel-Stadt und So-
lothurn Gber die Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW) vom 9./10. November 2004' (Staats-
vertrag) mit dem neuen (auf den 1. Januar 2009 in Kraft getretenen) Bundesgesetz vom 17. Juni
2005 Uber das Bundesgericht (Bundesgerichtsgesetz, BGG?) bundesrechtswidrig werde. Zudem
hat die Prasidentin damals auf das Problem hingewiesen, dass die Beschlussfahigkeit der Be-
schwerdekommission nicht optimal gewahrleistet sei, da der Staatsvertrag weder Ersatzmitglie-
der noch die Moéglichkeit der Beschlussfahigkeit in einer kleineren als vom Staatsvertrag gere-
gelten Kommissionsbesetzung vorsehe.

Nach § 33 Absatz 3 des Staatsvertrags gilt fur das Beschwerdeverfahren das Recht des Kantons
Aargau. Das Verwaltungsgericht des Kantons Aargau hielt in einem Urteil von 2009 fest, dass
sich der Vorrang des Bundesrechts auf alle Stufen des Bundesrechts und der kantonalen Normen
beziehe, was dazu fliihre, dass niederrangiges Recht und somit § 33 Absatz 6 Satz 1 des Staats-
vertrags nicht mehr angewendet werden kénne. Das Gericht empfiehlt, spatestens bei der nach-
sten Anderung des Staatsvertrags die Rechtsschutzbestimmungen den bundesrechtlichen Vor-
gaben anzupassen.

Eine entsprechende Staatsvertragsanderung wurde vom Regierungsausschuss der vier Trager-
kantone im Rahmen der Parlamentsvorlagen zum Leistungsauftrag 2012-2014 vorgesehen.

Mit dem vorliegenden Antrag soll der Nachvollzug der Bestimmungen des BGG umgesetzt wer-
den, die Regelungen zur Beschlussfahigkeit der Beschwerdekommission angepasst und gemass

einem Entscheid des Personalrekursgerichts des Kantons Aargau die Kostenlosigkeit des Perso-

nalrekursverfahrens in den Staatsvertrag aufgenommen werden.

2. Erliduterungen zur Anderung von § 33 des Staatsvertrags

2.1 Organisation der Beschwerdekommission (§ 33 Abs. 2°%)

Neu aufgenommen werden soll der Absatz 2%, welcher die rechtliche Basis fur das bestehende
Reglement der Beschwerdekommission abgeben soll.

2.2 Beschlussfahigkeit der Beschwerdekommission (§ 33 Abs. 4)

Im Staatsvertrag wird nicht explizit geregelt, wie viele Mitglieder der Beschwerdekommission
far die Entscheidfahigkeit erforderlich sind. Neu soll daher die bisher verfolgte Praxis, gultige
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Entscheide der funfképfigen Kommission auch in Dreierbesetzung zu fallen, im Staatsvertrag
festgeschrieben werden. Da die Entscheide der Beschwerdekommission an héhere kantonale In-
stanzen weitergezogen werden kénnen und es bei den Beschwerdeverfahren nicht um Uberpru-
fung von Angelegenheiten geht, bei denen die Interessen der einzelnen Vertragskantone eine
Rolle spielen, ist diese Praxis angemessen.

2.3 Ergdnzung zu Kostenfragen (§ 33 Abs. 5°%)

Entscheide der Beschwerdekommission in personalrechtlichen Streitigkeiten missen kostenlos
erfolgen. Dies wurde vom Personalrekursgericht des Kantons Aargau mit Urteil vom 3. Juli 2008
in Sachen R.B. so entschieden. Es sollen aber auch keine Parteikosten ersetzt werden.

24 Beschwerden gegen Prifungsentscheide (§33 Abs. 6)

Das BGG verlangt von den Kantonen die Einsetzung oberer kantonaler Gerichte als unmittelba-
re Vorinstanzen des Bundesgerichts (sog. Rechtsweggarantie). Da die Beschwerdekommission
der FHNW die Voraussetzungen an eine richterliche Instanz nicht erfillt, missen auch die von
ihr gefallten Prifungsentscheide an eine richterliche Behérde — im Falle der FHNW an das Ver-
waltungsgericht Aargau — weitergezogen werden kénnen. Mit dieser Erganzung wird Absatz 6
an die Vorgaben des BGG angepasst.

3. Rechtliches
3.1 Zustandigkeit

Gemass § 5 Absatz 1 des Fachhochschulgesetzes (FHG) vom 31. Oktober 2007' kann der Kantons-
rat Vertrage Uber die interkantonale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Fachhochschulen,
insbesondere zwecks Bildung und Betrieb gemeinsamer interkantonaler Fachhochschulen, ab-
schliessen. GestUtzt auf diese Bestimmung ist der Kantonsrat auch fir die Genehmigung der
Anderungen des Staatsvertrags zustandig.

3.2 Referendum

Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe d der Verfassung des Kantons Solothurn vom 8. Juni 1986 (KV)2
bestimmt, dass Gesetze, Staatsvertrage und Konkordate mit gesetzeswesentlichem Inhalt ent-
weder der obligatorischen oder der fakultativen Volkabstimmung unterliegen. Obligatorisch ist
eine solche, wenn der Kantonsrat mit weniger als zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder be-
schliesst. Wird das erforderliche Quorum erreicht, unterliegt die Staatsvertragsanderung gemass
Artikel 36 Absatz 1 Buchstabe b KV der fakultativen Volksabstimmung.

Die zu andernde Bestimmung betrifft den Rechtsschutz gegen die von der Beschwerdekommis-
sion gefallten Entscheide. Zwar erfolgt im Wesentlichen lediglich eine Anpassung an das BGG
bzw. eine Umsetzung eines Entscheides des Personalrekursgerichts des Kantons Aargau. Die
Staatsvertragsanderung wird aber fur die Betroffenen unmittelbar rechtsverbindlich. Der Inhalt
der Staatsvertragsanderung ist demzufolge als gesetzeswesentlich einzustufen.

Je nach dem erreichten Quorum im Kantonsrat unterliegt der Beschluss der obligatorischen oder
der fakultativen Volksabstimmung.
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4, Antrag

Wir bitten Sie, auf die Vorlage einzutreten und dem nachfolgenden Beschlussesentwurf zuzu-
stimmen.

Im Namen des Regierungsrates

Christian Wanner Andreas Eng
Landammann Staatsschreiber






5. Beschlussesentwurf

Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW): Anderung des
Staatsvertrags betreffend Beschwerdekommission und
Rechtsweggarantie

Der Kantonsrat von Solothurn, gestlitzt auf die Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe d, 36 Absatz 1
Buchstabe b und 72 Absatz 1 der Kantonsverfassung vom 8. Juni 1986, gestitzt auf § 5 Absatz 1
des Fachhochschulgesetzes (FHG)>

nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regierungsrates vom 28. Juni 2011 (RRB Nr.
2011/1509), beschliesst:

Die Anderung des Vertrags zwischen den Kantonen Aargau, Basel-Landschaft, Basel-Stadt und
Solothurn Uber die Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW) vom 9./10. November 2004 wird
genehmigt.

Im Namen des Kantonsrates

Prasident Ratssekretar

Dieser Beschluss unterliegt .. ... Referendum.

Verteiler KRB

Departement fur Bildung und Kultur (6) KF, VEL, YJP, DK, MM, LS

Amt fur Berufsbildung, Mittel- und Hochschulen (4)

Dr. h.c. Peter Schmid, Prasident Fachhochschulrat FHNW, Peter Merian-Strasse 86, Postfach,
4002 Basel

Dr. Crispino Bergamaschi, Direktor Fachhochschule FHNW, Schulthess-Allee 1, 5201 Brugg

Bildungsdepartemente AG, BS, BL (3, Versand durch ABMH)

Parlamentsdienste

GS

BGS
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Vertrag zwischen den Kantonen Aargau, Basel-Landschaft, Basel-
Stadt und Solothurn tiber die Fachhochschule Nordwestschweiz
(FHNW)

Anderung vom

Die Kantone Aargau, Basel-Landschaft, Basel-Stadt und Solothurn beschliessen:

Der Vertrag zwischen den Kantonen Aargau, Basel-Landschaft, Basel-Stadt und
Solothurn Uber die Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW) vom 27. Oktober / 9.
November 2004 wird wie folgt geandert:

In § 33 werden folgende neue Abs. 2°° und 5°° eingefiigt:

2Y's Die Beschwerdekommission organisiert sich selbst.

%S Entscheide der Beschwerdekommission in personalrechtlichen Streitigkeiten sind
kostenlos. Es werden keine Parteikosten ersetzt.

§ 33 Abs. 4 Satz 2 erhalt folgende neue Fassung:

Sie entscheidet gultig mit mindestens drei Mitgliedern.

§ 33 Abs. 6 erhalt folgende neue Fassung:

® Entscheide der Beschwerdekommission kdnnen an das Verwaltungsgericht des
Kantons Aargau weiter gezogen werden.



Diese Anderung ist zu publizieren. Sie bedarf der Genehmigung durch die
Parlamente der Tragerkantone und wird nach Vorliegen der Rechtskraft des letzten
der Genehmigungsbeschlisse auf den 1. Januar 2012 wirksam.

Im Namen des Regierungsrates des Kantons Aargau

Aarau, den
Landammann Staatsschreiber
Dr. Urs Hofmann Dr. Peter Grinenfelder

Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Landschaft

Liestal, den
Regierungsprasident Landschreiber
Jorg Krahenbuhl Walter Mundschin

Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt

Basel, den
Regierungsprasident Staatsschreiberin
Dr. Guy Morin Barbara Schupbach-Guggenbuhl

Im Namen des Regierungsrates des Kantons Solothurn
Solothurn, den

Landammann Staatsschreiber
Christian Wanner Andreas Eng



OLLELL WS,

-1219| 1Yy auaq3 Jojeuoluey jne Jeqinidiaqn apioyag
usYDIMSIYdI JBuUld 19q dssiugabuasbunynid J4agn ap
-1I9Yds3uU3 puils HDHg wap YdeN "usapiomab Bpimsiydal
-sapung (9Dg) ,z1esebsiydliebsapung  usualasleb
}JBI) Ul 600Z°L°L USP 4Ne ‘usnau wop HW 3ISI ‘UsUuUQ)|
uspJam uabozab isrlom nebuey suojuey sap IYdu
-absbunyjemiap sep ue 1ydiu apJamydsag Jaydijaydi
-9bsbunyjemisan JwW  SPIBYISIUIIPIDIMYISAY YdBUOM
‘L Z3eS 9 'sqQy €€ § ssewab ssnjydssne|a1wsIyday Jaqg

‘uspJlam uaboz
-9bJ911IoM nebaey suojue)] sap IYdu
-absbunjjemia sep ue udUUQY UOIS
-SIWIWIO)DPIdIMLISDg 4P IpIaydsiug

uaydIaJls z3es °|

"uspJam
usbozabiayioam nebiey suojueyl sap
1youabsbunyjemia sep ue SpIAIMYdS
-ag JaYdIj3ydaisbunyjemisn 1w usuuoy
aplaydsiuaaplamydsag uabugn  a1Q

‘B13)nbpus puls usbunynid UOA siu
-qobu3 sep Jagn SpPISYISIUIIPIIMYISDY
:uapJamydsaqgsbunynid ‘9 'sqy

‘uassawabue sixeld asalp S| ‘UI|
-91ds 9||0Y DUl duolueySbeILID/\ UDU|DZUID JBP UISSAI
-91u| 3Ip uauap 199 ‘Wb uarsyuabsdbuy uon buny
-nidiagn sIp wn 1Ydiu UsJyeISASPISaMYISIg USP 137

"u13pal|BHIAI 134p SUd}
-sopulw W 61ING japIAYISUL dIS

S9 pun usauUUQ| usapsam uabozabiallom uazuelsu| 3jeu (N3IN)
-0juey| 9J3YQY UE UOISSIWWOdIPIaMYIsag Jap aplayds "ua1193bI131811S UBYdIIYd3I
-1uj aIp eq "uUdpPJIAIM USQgaIIYISablsa) Beiliansieels wi -|euostad ul 19pIaYIsIUd pun ANNHA 19p
‘udj|e} nz bunziasaqualaiqg ul yone apiaydsiug abiynb usbunbnyiap usabab uspiamydsag 4aqgn
‘sixeld 91D|OJION JBYSIq SIp ||OS NBN "PUIS Yd1|I9pIo} 19puUI}g  UOISSILIWOMBPIAIMYISag 3lIQg
-19 yBiyespIaydsiul alp Jnj J9pal|bIWSUOISSILIWOY :UOISSIWIWO>dPIIMYDS
9|9IA dIM 1963436 1zI|dxd 1YdIu pJIm Beariansieels wi -9g J9p udbiyeyssniydseg ‘v 'sqv
€ES €€ S

auojueiuab

Bun.iajine|i3

-ed] 49p udbunidibdy 419p jiNMmiugz

JYd3Y sapud}eD

€€ § uon Bunispuy - (6ejidansieels) H00Z J9GUISAON 0L / I9GOP|O "LZ WOA (MNHH) ZIdmyds
-}S9MPION 3nYydsydoyyde4 3Ip 43N UINYlojoS pun jpels-|]aseg ‘eydspuei-|jaseg ‘nebiey usauojue)] uap uaydsimz Beipap

€€ § UoA Buniapuy 3sdouAis




"Jzuebid puaydaidsiud piim
HeJliansieels JoQg "USPaIYISIUD OS "g'y uaydes ul 8007
IINf "€ WOA [I3MN MW 1Yyd143bsindjal|ruO0SIad WOA 3p
-INM $3I "SOJUDISOY PUIS US| DILBIIS UBYdIjIYdaJjeU
-0519d Ul UOISSIWIWOMIPIdMYISAg Jap dpIaydsiul a1Q

"}Z}9S49 Ud}S0)jI9}ied dUId))
USPJIOM ST "SOJUIISO) PuUIS U
-613191)35 udYIIYd34jeuossdd ul uols
-SIWWIO)DPIIMLDISDg 43P dpIaydsiul

(NAN) .S Z185qV

"ge UOISSIWWOXapIamydsag Jap Jusawa|bay sep Jnj
siseg alp 1qib Bunwuwilsag anau auabejydsabion a1q

‘35q|9S YdIS J3IS
-luebIo uoISSIWWONdpIaMYdsag 31

(N3AN) ,,C Z2eSQVY

"uauuQy uapiam uaboz
-9bJ911om - nebuey jydluabsbunyjemiap sep AMANHAL 4op
9|4 WI - zuelsu| d|eUOIUBY 3}Z13| dIP UEB IPIBYISIUD
-sbunynid uay||esab Jyl UOA 3Ip USSSNW 1SI ZUeISU| djeu
-ojuey| 9151900 dUI MNHAL J9P UOISSIWIWONBPIIMYIS
-9g 3lp eQ "uUlapuyag NZ YISO $3J9QO UId YdIjZuelsul

Bunidjne|i3

auojueytab
-ed] 49p udbunidibdy 413p jinMmiugz

IYo3Y sepus3en




	1. Ausgangslage
	2. Erläuterungen zur Änderung von § 33 des Staatsvertrags
	2.1 Organisation der Beschwerdekommission (§ 33 Abs. 2bis)
	2.2 Beschlussfähigkeit der Beschwerdekommission (§ 33 Abs. 4)
	2.3 Ergänzung zu Kostenfragen (§ 33 Abs. 5bis)
	2.4 Beschwerden gegen Prüfungsentscheide (§33 Abs. 6)

	3. Rechtliches
	3.1 Zuständigkeit
	3.2 Referendum

	4.  Antrag
	  Beschlussesentwurf

